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SATZUNG 
 

Ringmetall Aktiengesellschaft 
 

 
I. Firma, Sitz, Gegenstand des Unternehmens, 

Dauer und Geschäftsjahr 
 
 
 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
1. Die Firma der Gesellschaft lautet: 

    Ringmetall Aktiengesellschaft. 
 
2. Sitz der Gesellschaft ist München. 

 
§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 
 
1.  Gegenstand des Unternehmens ist: 

 
a) der Erwerb, das Halten und die Verwaltung von Unternehmen oder von (Mehrheits-

) Beteiligungen an Unternehmen; die Gesellschaft strebt schwerpunktmäßig nur 
Mehrheitsbeteiligungen an anderen Unternehmen an, um ihren unternehmerischen 
Einfluss auf die Beteiligung über eine Stimmrechtsmehrheit sicherzustellen; das 
Eingehen von Minderheitsbeteiligungen ist dahingehend beschränkt, dass Minder-
heitsbeteiligungen in der Gesamtschau der Tätigkeit des Unternehmens von ledig-
lich untergeordneter Bedeutung sind, 
 

b) die Verfolgung einer Geschäftsstrategie durch die Tochterunternehmen, verbunde-
nen Unternehmen oder Beteiligungen, den langfristigen Wert der Tochterunterneh-
men, der verbundenen Unternehmen oder der Beteiligungen zu fördern und zu 
steigern, 
 

c) die Veräußerung von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen, wobei die 
Gesellschaft keine Beteiligung an anderen Unternehmen mit dem Ziel eingehen 
wird, durch die Veräußerung eine Rendite zu erwirtschaften, 
 

d) die Beratung anderer oder verbundener Unternehmen mit Ausnahme der Rechts- 
und Steuerberatung, 
 

e) die Erbringung sonstiger Dienstleistungen im Zusammenhang mit den vorgenann-
ten Tätigkeiten. 
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Die Gesellschaft übernimmt hierbei die Funktion einer geschäftsleitenden Holding .Die 
Gesellschaft betreibt keine Geschäfte, die nach dem Gesetz über Kreditwesen oder 
dem Kapitalanlagegesetzbuch erlaubnispflichtig sind.“ 
 

2. Innerhalb dieser Grenze ist die Gesellschaft zu allen Geschäften und Maßnahmen be-
rechtigt, die zur Erreichung des Gesellschaftszweckes notwendig oder nützlich erschei-
nen, mit Ausnahme von Bankgeschäften im Sinne des § 1 des Gesetzes über das Kre-
ditwesen. 

 
§ 3 

Geschäftsjahr 
 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr 
und läuft von der Eintragung der Gesellschaft im Handelsregister bis zum folgenden 31. De-
zember. 
 

§ 4 
Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger oder in einem später als 
Pflichtveröffentlichungsmedium an dessen Stelle tretenden Medium. 

 
 
 

II. Grundkapital und Aktien 
 

§ 5 
Grundkapital und Aktienstückelung 

 
1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 29.069.040,00 (in Worten: neunundzwan-

zig Millionen neunundsechzigtausendvierzig Euro). 
 
2. Das Grundkapital ist eingeteilt in 29.069.040 nennwertlose Stückaktien (eine Stückaktie 

entspricht damit einen rechnerischen Beteiligungswert  von je € 1,-). 
 
3. Die Aktien lauten auf den Inhaber. 
 
4. Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine bestimmt 

der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Das gleiche gilt für Schuldverschrei-
bungen. 

 
5. Die Gesellschaft kann Einzelaktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine Mehr- 
 zahl von Aktien verbriefen. Der Anspruch eines Aktionärs auf Einzelverbriefung seines  
 Anteils am Grundkapital ist ausgeschlossen. 
 
6. Der Vorstand ist bis zum 31. Juli 2019 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Grundkapital durch einmalige oder mehrmalige Aufgabe neuer auf den Inhaber lau-
tende Stückaktien (Stammaktien) gegen Bareinlagen und/oder Sacheinlagen um bis zu 
EUR 6.735.760,00 (in Worten: sechs Millionen siebenhundertfünfunddreißigtausend-
siebenhundertsechzig Euro) zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2014). 

 
 Die Aktien können dabei nach § 186 Abs. 5 Aktiengesetz auch von einem oder mehre-

ren Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 
Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. „mittelbares Bezugsrecht“). 

 
  



 

Seite 3 der Satzung 30.8.2018 
Ringmetall AG 

 

 
 
 Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen:  
 

(a) zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;  
 
(b) zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, 

Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen, von Gesamtheiten von 
Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder einen Betriebsteil bilden, Patenten oder 
anderen gewerblichen Schutzrechten oder Lizenzrechten; 

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelhei-
ten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen.  

 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 
der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital und, falls das genehmigte Kapital bis 
zum 31. Juli 2019 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden sein sollte, nach Ab-
lauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. 

 
7. Der Vorstand ist bis zum 31. Juli 2023 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats  

das Grundkapital durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien (Stammaktien) gegen Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen um 
bis zu Euro 3.975.200,00 (in Worten: Euro drei Millionen neunhundertfünfundsiebzig-
tausendzweihundert) zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2018). Die Aktien können dabei 
nach § 186 Abs. 5 Aktiengesetz auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug 
anzubieten (sog. „mittelbares Bezugsrecht“).  

 
Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be- 
 zugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen:  

 
(a) zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;  

 
(b) zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Un-

ternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen, 
von Gesamtheiten von Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder einen 
Betriebsteil bilden, Patenten oder anderen gewerblichen Schutzrechten 
oder Lizenzrechten; 
 

(c) für Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der 
neuen Stückaktien den Börsenpreis der Aktien der Ringmetall Aktien-
gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt je-
doch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugs-
rechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien insge-
samt 10% des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, wobei andere 
im Ermächtigungszeitraum unter Ausschluss des Bezugsrechts der Ak-
tionäre erfolgte Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen einzurechnen 
sind.  

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelhei-
ten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand ist dabei 
insbesondere ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats einen vom Gesetz abwei-
chenden Beginn der Gewinnbeteiligung der neuen Aktien zu bestimmen, insbesondere 
auch die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien auf ein bereits abgelaufenes Geschäfts-
jahr zu erstrecken, soweit die Hauptversammlung hierüber noch keinen Gewinnver-
wendungsbeschluss gefasst hat.  

 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 
der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital und, falls das genehmigte Kapital bis 
zum 31. Juli 2023 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden sein sollte, nach Ab-
lauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. 
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8. Der Vorstand ist bis zum 30. August 2020 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats das Grundkapital durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inha-
ber lautenden Stückaktien (Stammaktien) gegen Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen 
um bis zu Euro 832.000,00 (in Worten: Euro achthundertzweiunddreißigtausend) zu er-
höhen (genehmigtes Kapital 2015). Die Aktien können dabei nach § 186 Abs. 5 Aktien-
gesetz auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. 
„mittelbares Bezugsrecht“).  
 
Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen:  

 
(a)  zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;  
 
(b) zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, 

Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen, von Gesamtheiten von 
Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder einen Betriebsteil bilden, Patenten oder 
anderen gewerblichen Schutzrechten oder Lizenzrechten; 

 
 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelhei-
ten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand ist dabei 
insbesondere ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats einen vom Gesetz abwei-
chenden Beginn der Gewinnbeteiligung der neuen Aktien zu bestimmen, insbesondere 
auch die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien auf ein bereits abgelaufenes Geschäfts-
jahr zu erstrecken, soweit die Hauptversammlung hierüber noch keinen Gewinnver-
wendungsbeschluss gefasst hat.  
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 
der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital und, falls das genehmigte Kapital bis 
zum 30. August 2020 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden sein sollte, nach 
Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. 

 
9. In einem Kapitalerhöhungsbeschluss kann die Gewinnbeteiligung neuer Stückaktien 

abweichend von § 60 Abs. 2 Satz 3 Aktiengesetz festgesetzt werden, insbesondere 
können neue Stückaktien aus einer künftigen Kapitalerhöhung auch mit Vorzügen bei 
der Gewinnverteilung versehen werden. 

 
10. Der Vorstand ist bis zum 31. Juli 2021 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Grundkapital durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien Stammaktien) gegen Bareinlagen und/oder Sacheinlagen um bis 
zu Euro 915.200,00 (in Worten: Euro neunhundertfünfzehntausendzweihundert) zu er-
höhen (genehmigtes Kapital 2016) Die Aktien können dabei nach § 186 Abs. 5 Aktien-
gesetz auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. 
„mittelbares Bezugsrecht“). 

 
 Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen: 
 

(a) zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 
 

(b) zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, 
Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen, von Gesamtheiten von 
Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder einen Betriebsteil bilden, Patenten oder 
anderen gewerblichen Schutzrechten oder Lizenzrechten; 
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(c) für Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen 

Stückaktien den Börsenpreis der Aktien der Ringmetall Aktiengesellschaft nicht we-
sentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass 
die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-
benen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, wobei 
andere im Ermächtigungszeitraum unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionä-
re erfolgte Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen einzurechnen sind. 

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelhei-
ten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand ist dabei 
insbesondere ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats einen vom Gesetz abwei-
chenden Beginn der Gewinnbeteiligung der neuen Aktien auf ein bereits abgelaufenes 
Geschäftsjahr zu erstrecken, soweit die Hauptversammlung hierüber noch keinen Ge-
winnverwendungsbeschluss gefasst hat. 
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 
der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital und, falls das genehmigte Kapital bis 
zum 31. Juli 2021 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden sein sollte, nach Ab-
lauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. 

 

 
 

III. Der Vorstand 
 

§ 6 
Zusammensetzung und Bestellung des Vorstands 

 
1. Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. 
 
2. Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. 
 
3. Der Aufsichtsrat kann Vorstandsmitglieder von Wettbewerbsverboten jeder Art gegen-

über der Gesellschaft gegen angemessenes Entgelt oder unentgeltlich befreien, z. B. 
von dem nach § 88 AktG und vertraglich vereinbarten Wettbewerbsverboten. 

 
§ 7  

Vertretungsbefugnis 
 
1. Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied 

in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied vorhan-
den, vertritt dieses die Gesellschaft allein. 

 
2. Der Aufsichtsrat kann einzelnen Vorstandsmitgliedern Einzelvertretungsbefugnis ertei-

len, auch wenn mehrere Vorstandsmitglieder bestellt sind, und jedem Vorstandsmitglied 
allgemein oder für den Einzelfall die Befreiung nach § 181 BGB erteilen, die Gesell-
schaft bei allen Rechtsgeschäften als Vertreter eines Dritten zu vertreten. Ausgeschlos-
sen ist jedoch die Befreiung von den Beschränkungen des §181 BGB für die in § 112 
AktG bezeichneten Rechtsgeschäfte zwischen dem Vorstandsmitglied und der Gesell-
schaft. 

 
  



 

Seite 6 der Satzung 30.8.2018 
Ringmetall AG 

 

 
 

IV. Der Aufsichtsrat 
 

§ 8 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. Sie werden längstens für die Zeit bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte Ge-
schäftsjahr nach Beginn der Amtszeit bestimmt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem 
sie ihr Amt antreten, nicht mitgerechnet. 

 
2. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds ge-

wählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds. 
 
3. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 

von einem Monat auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Vorstand niederlegen. 

 
§ 9 

Erste Aufsichtsratssitzung nach der Wahl des Aufsichtsrats 
 
1. Im Anschluss an eine Hauptversammlung, in der alle von der Hauptversammlung zu 

wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine Aufsichtsrats-
sitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. 

 
2. In dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat für die Dauer seiner Amtszeit unter dem Vorsitz 

des an Lebensjahren ältesten Aufsichtsratsmitgliedes aus seiner Mitte den Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats und einen Stellvertreter. Scheidet der Vorsitzende des Aufsichts-
rats oder sein Stellvertreter während seiner Amtszeit aus, so hat der Aufsichtsrat unver-
züglich eine Ersatzwahl vorzunehmen. 

 
§10 

Regelungen für weitere Sitzungen 
 
1. Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden oder von seinem Stellvertreter einbe-

rufen, so oft das Gesetz oder die Geschäfte es erfordern. 
 
2. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter. Die Art der 

Abstimmung wird vom Vorsitzenden der Sitzung bestimmt. 
 
3. Beschlüsse können auch ohne Einberufung einer Sitzung im Wege schriftlicher, tele-

grafischer oder fernmündlicher Abstimmung gefasst werden, wenn der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter dies anordnet und kein Mitglied des Aufsichtsrats 
diesem Verfahren widerspricht. 

 
4. Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. 
 
5. Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den Vor-

sitzenden oder seinen Stellvertreter abgegeben. 
 
Der ständige Vertreter des Aufsichtsrats gegenüber Dritten, insbesondere gegenüber 
Gerichten oder Behörden sowie gegenüber dem Vorstand, ist der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats. 

 
6. Sitzungen des Aufsichtsrats können auch in Form einer Videokonferenz oder in der  

Weise abgehalten werden, dass einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats im Wege der Vi-
deoübertragung zugeschaltet werden. In diesen Fällen findet die Beschlussfassung 
auch im Wege der Videokonferenz bzw. der Videoübertragung statt, ohne dass dem 
einzelnen Aufsichtsratsmitglied ein Recht zum Widerspruch gegen das Verfahren zu-
steht. 
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§ 11 
Zustimmungspflichtige Geschäfte des Vorstands 

 
1. Die Zustimmung des Aufsichtsrats ist erforderlich zu folgenden Geschäften des Vor-

stands: 
 
1.1 zum Erwerb und zur Veräußerung von Aktien und Beteiligungen, 
1.2 zur Aufnahme von Darlehen mit einer längeren als einjährigen Laufzeit sowie 

zur Aufnahme von Anleihen, 
1.3 zur Erteilung von Prokuren. 

 
2. Der Aufsichtsrat kann noch andere Geschäfte bestimmen, die seiner Zustimmung be-

dürfen. 

 
§ 12 

Vergütung 

1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer Zugehörig- 
keit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung, die für das einzelne Mitglied € 30.000,00 
beträgt, für den Vorsitzenden € 60.000,00 und für den stellvertretenden Vorsitzenden € 
40.000,00 beträgt. 
 

2. Gehört ein Mitglied dem Aufsichtsrat nur einen Teil des Geschäftsjahres an, bestimmt 
sich die Vergütung pro rata temporis. 
 

3. Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern darüber hinaus ihre im Zusam-
menhang mit der Aufsichtsratstätigkeit anfallenden Auslagen sowie eine auf die Vergü-
tung entfallende Umsatzsteuer. 
 

4. Die Vergütung ist einmal jährlich nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbar. 

 
 
 

V. Hauptversammlung 
 

§ 13 
Ort und Einberufung 

 
1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an einem anderen Ort 

innerhalb der Bundesrepublik Deutschland statt. Sie wird durch den Vorstand oder in 
den gesetzlich vorgesehenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. 

 
2. Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag der Versammlung einzu-

berufen. Der Tag der Einberufung ist nicht mitzurechnen. Die Mindestfrist gemäß Satz 1 
verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist gemäß § 14. 

 
3. Die Einberufung ist gemäß § 4 bekannt zu machen, Sie muss die Firma, den Sitz der 

Gesellschaft, den Ort, den Tag und die Tageszeit der Hauptversammlung, die Gegen-
stände der Tagesordnung und die Bedingungen angeben, von denen die Teilnahme an 
der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechtes abhängen. 

 
Sind die Aktionäre der Gesellschaft namentlich bekannt, so kann die Hauptversamm-
lung mit eingeschriebenem Brief einberufen werden; der Tag der Absendung gilt als 
Tag der Bekanntmachung. 
 
Die §§ 125 bis 127 AktG gelten sinngemäß. 
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§ 14 
Teilnahmeberechtigung 

 
1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der 

Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich (a) spätestens 
sechs Tage vor dem Tag der Hauptversammlung unter der in der Einladung zur Haupt-
versammlung hierfür genannten Adresse in Textform (§ 126 b BGB) in deutscher oder 
englischer Sprache angemeldet haben, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der 
Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind und die (b) ihre Berechtigung gemäß der 
nachfolgenden Ziff. 2 nachgewiesen haben. 

 
2. Als Berechtigungsnachweis gemäß Ziffer 1 reicht ein in Textform (§ 126 b BGB) in 

deutscher oder englischer Sprache erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes 
durch ein Depot führendes Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut. Der Nachweis des 
Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung 
beziehen und der Gesellschaft unter der in der jeweiligen Einberufung mitgeteilten Ad-
resse spätestens sechs Tage vor dem Tag der Hauptversammlung zugehen. Der Tag 
des Zuganges und der Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. 
 
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die 
Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, der sich gemäß Ziff. 1 angemeldet und 
den Nachweis gemäß Abs. 1 erbracht hat. 
 

3. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des Be-
rechtigungsnachweises gemäß Ziff. 2 Abs. 1 einen geeigneten weiteren Nachweis zu 
verlangen. Bestehen auch an diesem Zweifel, so kann die Gesellschaft die Berechti-
gung des Aktionärs zur Teilnahme an der Hauptversammlung und der Ausübung des 
Stimmrechtes zurückweisen. 

 
4. Auf die Bestimmungen gemäß Ziff. 1 bis Ziff. 3 ist in der Einberufung zur Hauptver-

sammlung hinzuweisen. 
 

§ 15 
Stimmrecht 

 
1. Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Vorzugsaktien ohne Stimm-

recht haben nur in den vom Gesetz vorgeschriebenen Fällen ein Stimmrecht, wobei 
ebenfalls jede Aktie in der Hauptversammlung eine Stimme gewährt. 

 
2. Falls Aktien nicht voll eingezahlt sind, beginnt das Stimmrecht nach Maßgabe des 

§ 134 Abs. 2 Satz 3 und 5 AktG mit der Leistung der gesetzlichen Mindesteinlage. 
 
3. Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Vollmachten zur 

Ausübung des Stimmrechts, die nicht an ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung 
oder an andere, in § 135 AktG gleichgestellte Personen erteilt werden, bedürfen der 
Textform. Gleiches gilt für den Widerruf der Vollmacht und ihren Nachweis gegenüber 
der Gesellschaft. Vollmachten können auch auf einem von der Gesellschaft näher zu 
bestimmenden elektronischen Weg erteilt werden. Die Einzelheiten werden mit der Ein-
berufung bekannt gemacht. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann 
die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. Die Gesellschaft kann ei-
nen oder mehrere Stimmrechtsvertreter zur Verfügung stellen. 

 
§ 16 

Leitung 
 
1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein 

Stellvertreter oder ein sonstiges Mitglied des Aufsichtsrats. Für den Fall, dass ein Mit-
glied des Aufsichtsrats den Vorsitz nicht übernimmt, wird der Versammlungsleiter unter 
Leitung des ältesten anwesenden Aktionärs durch die Hauptversammlung gewählt. 
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2. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der Gegen-

stände der Tagesordnung. 
 
Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich 
angemessen zu beschränken. Die Geschäftsordnung kann das Nähere dazu bestim-
men. 

 
3. Der Vorsitzende bestimmt die Form und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung. 
 

§ 17 
Beschlüsse und Satzungsänderungen 

 
1. Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit und, soweit 

eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Kapitalmehrheit gefasst, falls nicht 
das Gesetz oder die Satzung zwingend etwas anderes vorschreiben. 

 
2. Zu Änderungen der Satzung, die lediglich die Fassung betreffen, ist der Aufsichtsrat er-

mächtigt. 

 
 
 

VI. Gewinnverwendung 
 

§ 18 
Dividenden der Vorzugs- und Stammaktien 

und Gewinnverwendungsbeschluss 
 
1. Vorzugsaktien ohne Stimmrecht erhalten aus dem jährlichen Bilanzgewinn vorweg eine 

um 2% höhere Dividende als die Stammaktie, mindestens jedoch eine Dividende in 
Höhe von 5% ihres Nennbetrages. 

 
2. Reicht der Bilanzgewinn eines oder mehrerer Geschäftsjahre nicht zur Vorwegaus-

schüttung von mindestens 5% auf Vorzugsaktien aus, so werden die fehlenden Beträge 
ohne Zinsen aus dem Bilanzgewinn der folgenden Geschäftsjahre nachgezahlt, und 
zwar nach Verteilung des Gewinnanteils auf Vorzugsaktien für diese Geschäftsjahre 
und vor Verteilung einer Dividende auf die Stammaktien. Das Nachzahlungsrecht ist 
Bestandteil des Gewinnanteils desjenigen Geschäftsjahres, aus dessen Bilanzgewinn 
die Nachzahlung auf Vorzugsaktien gewährt wird. 

 
3. Über die Verwendung eines nach Durchführung von Absatz (1) und (2) verbleibenden 

jährlichen Bilanzgewinns beschließt die Hauptversammlung. Der nach einem solchen 
Beschluss der Hauptversammlung zur Verteilung bestimmte weitere Bilanzgewinn wird 
zur Zahlung eines zusätzlichen Gewinnanteils auf Vorzugsaktien und die Stammaktien 
im Verhältnis ihrer Nennbeträge verwendet. 

 

 
 
 

VII. Satzungsschluss 
 

§ 19 
Gründungsaufwand 

 
1. Alle zur Gründung der Gesellschaft erforderlichen Kosten, z.B. für die erforderlichen 

Urkunden, die Eintragung im Handelsregister mit Nebenkosten, die Kapitalverkehrs-
steuer, den Prüfungsbericht vom Gründungsprüfer, etwaige Rechtsberatung, (Grün-
dungsaufwand) von ca. DM 20.000,-- hat die Gesellschaft zu tragen. 
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2. Den darüber hinausgehenden Gründungsaufwand haben die Gründer nach dem Ver-

hältnis ihrer Beteiligung am Grundkapital zu tragen. 
 

§ 20 
Auflösung der Gesellschaft 

 
Im Falle der Auflösung der Gesellschaft bestimmt die Hauptversammlung die Art der Abwick-
lung. 
 

§ 21 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung nichtig oder unwirksam sein oder werden oder 
sollte sich eine Regelungslücke herausstellen, so wird die Gültigkeit der Satzung im Übrigen 
hiervon nicht berührt. Die Gesellschafter müssen dann eine Regelung treffen, die dem wirt-
schaftlichen Sinn des Gewollten möglichst nahe kommt. 
 
 
 

Ende der Satzung 


